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Schriftlicher Bericht 

des Verkehrsausschusses 
(20. Ausschuß) 

über den Antrag der Abgeordneten Ramms, Wendelborn, 
Schmidt (Braunschweig) und Genossen 

— Drucksache V/1573 — 

betr. Sicherheit im Verkehr 


A. Bericht des Abgeordneten Tönjes 


Der Antrag der Abgeordneten Ramms, Wendel- 
born, Schmidt (Braunschweig) und Genossen betr. 
Sicherheit im Verkehr - — Drucksache V/1573 — wurde 
in der 107. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
28. April 1967 dem Verkehrsausschuß überwiesen. 

Der Verkehrsausschuß hat die Vorlage in seinen 
Sitzungen vom 21. Juni sowie vom 5. und 12. Oktober 
1967 eingehend beraten. Er hat als Sachverständige 
die Polizeipräsidenten von Frankfurt und Bonn ge- 
hört sowie Fahrzeuge besichtigt, die mit Warnblink- 
anlagen unterschiedlicher Systeme ausgerüstet 
waren. 

Der Verkehrsausschuß hat sich mit Mehrheit für 
den Einbau einer Warnblinkanlage ausgesprochen, 
bei der am hinteren Teil des Fahrzeugs die Blink- 
und Bremslichter gelb-rot im Wechsel blinken. Maß- 
gebend für die Entscheidung des Ausschusses war, 
daß diese Kombination den höchsten Auffälligkeits- 
grad aufweist und zudem das Blinken der roten 
Schlußleuchten eine zusätzliche Warnfunktion dar- 
stcllt. Hingegen kann das Blinken einer zwischen 
gelb und dunkel wechselnden Anlage leicht als Zei- 
chen des Abbiegens mißverstanden werden, zumal, 
wenn — wie es bei Unfällen häufig vorkommt — die 
rechte hintere Leuchte verdeckt ist. 

Nach Auffassung der Mehrheit der Mitglieder des 
Ausschusses steht der Einführung einer abwechselnd 
golb-rot blinkenden Warnanlage das Genfer Abkom- 
men von 1949 nicht entgegen. Nach diesem Abkom- 
men dürfen lediglich neben dem gelben Blinklicht 
keine weiteren Blinklichter als Fahrtrichtungsanzei- j 


ger an den Fahrzeugen vorhanden sein. Die Warn- 
blinkanlage bedeutet jedoch nur eine zusätzliche 
Warnfunktion durch Schaltung bereits vorhandener 
Leuchten. 

Der Ausschuß erkennt die Schwierigkeiten, die 
sich durch die Einführung einer abwechselnd gelb- 
rot blinkenden Anlage ergeben. Da die Bundesrepu- 
blik das erste Land mit einer derartigen Anlage 
wäre, würden infolge des starken internationalen 
Verkehrs zwei verschiedene Warnsysteme angewen- 
det werden. Die Mehrheit der Mitglieder des Aus- 
schusses war jedoch der Ansicht, daß die Vorteile 
der gelb-roten Warnblinkanlage diesen Nachteil 
überwiegen, zumal anzunehmen ist, daß weitere 
Staaten diese Warnblinkanlage einführen werden, 
wenn in der Bundesrepublik hiermit gute Ergebnisse 
erzielt worden sind. 

Der Ausschuß sprach sich daher mit Mehrheit für 
die Streichung der Worte „oder gelb-dunkel" in 
Nummer 2 der Vorlage aus. Außerdem beschloß der 
Ausschuß die Streichung der Worte „für rotes Licht" 
in Nummer 3 sowie die Streichung des letzten Satzes 
der Vorlage. 

Mit Schreiben vom 20. November 1967 hatte der 
Staatssekretär im Bundesministerium für Verkehr 
auf die Schwierigkeiten hingewiesen, die sich aus 
dem Ausschußbeschluß ergeben könnten. Insbeson- 
dere wurde in diesem Schreiben auf das für Herbst 
zu erwartende Weltabkommen über den Straßenver- 
kehr hingewiesen, nach dem rotes Blinklicht allein 
der Sicherung von Bahnübergängen Vorbehalten blei- 
ben solle. Außer den Erschwernissen bei Exportfahr- 
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zeugen müßten für deutsche Fahrzeuge beim Grenz- 
übertritt Schwierigkeiten befürchtet werden, weil die 
Mitgliedstaaten des Weltabkommens den Verkehr 
der Fahrzeuge untersagen könnten, die dem Abkom- 
men nicht entsprechen. 

Der Ausschuß hat auf Grund dieses Schreibens 
seine Beratungen in seiner 42. Sitzung vom 14. De- 
zember 1967 nochmals aufgenommen. Er konnte sich 
in seiner Mehrheit jedoch nicht davon überzeugen, 
daß die dargestellten Schwierigkeiten unüberwind- 
lich seien. Während eine Minderheit die Wahl zwi- 
schen gelb-rotem und gelb-dunklem Warnblinklicht 
zugelassen wissen wollte, entschied sich die Mehr- 
heit für die Einführung von gelb-rotem Blinklicht 


und bestätigte so den ursprünglichen Ausschußbe- 
schluß vom 12. Oktober 1967. 

Da der Staatssekretär des Bundesministers für 
Verkehr den Wünschen des Ausschusses entspre- 
chend anbot, bis zum 31. März 1968 bei der vorbe- 
reitenden Kommission in Genf einen entsprechenden 
Antrag zu stellen, beschloß der Ausschuß einstimmig, 
der Bundesregierung zu empfehlen, sich bei den Vor- 
bereitungsarbeiten zu dem Weltabkommen über den 
Straßenverkehr für die allgemeine Einführung von 
gelb-roten Warnblinkanlagen einzusetzen, weil sie 
einen höheren Auffälligkeitswert haben und damit 
der Sicherung liegengebliebener Fahrzeuge besser 
dienen als gelb-dunkel blinkende Anlagen. 


Bonn, den 19. Januar, 1968 


Tönjes 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

T. Die Bundesregierung wird ersucht, 

in Ergänzung des § 53 a Abs. 2 der Straßenver- , 
kehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) § 2 der Drei- | 
zehnten Verordnung über Ausnahmen von den | 
Vorschriften der StVZO vom 27. Juli 1966 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 456) wie folgt zu ändern: 

Abweichend vom § 53 a Abs. 2 StVZO müssen 
mehrspurige Fahrzeuge, die mit Fahrtrichtungs- 
anzeigern ausgerüstet sind, statt des Springlich- 
tes mit einer Warnblinkanlage ausgerüstet sein. 
In bereits zugelassene, im Verkehr befindliche 
Fahrzeuge muß die Warnblinkanlage innerhalb 
von 24 Monaten nach Verkündung dieser Ver- 
ordnung eingebaut sein. Die Warnblinkanlage 
muß wie folgt beschaffen sein: 

1. für die Schaltung muß im Kraftfahrzeug ein 
besonderer Schalter vorhanden sein, 


2. nach dem Einschalten müssen — unabhängig 
von der Stellung anderer Schalter — die bei- 
den am vorderen Teil des Fahrzeuges oder 
Zuges vorhandenen Blinkleuchten mit der 
Frequenz von 90 ± 30 Perioden in der Minute 
und die am hinteren Teil des Fahrzeuges vor- 
handenen Blink- und Bremsleuchten gelb-rot 
im Wechsel mit einer Frequenz von 90 ± 30 
Perioden in der Minute blinken und 

3. dem Fahrzeugführer muß durch eine auffällige 
Kontrolleuchte angezeigt werden, daß das 
Warnblinklicht eingeschaltet ist. 


II. Der Bundesregierung wird empfohlen, 

sich bei den Vorbereitungsarbeiten zu dem Welt- 
abkommen über den Straßenverkehr für die all- 
gemeine Einführung von gelb-roten Warnblink- 
leuchten einzusetzen. 


Bonn, den 14. Dezember 1967 


Der Verkehrsausschuß 


Seifriz 

Vorsitzender 


Tönjes 

Berichterstatter 
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